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Ein besonderes Weltbild 

Von 1. Juli bis Mitte September 1937 bereiste John F.Kennedy, der spätere Präsident der USA, 

Europa. Nach Aufenthalten in Frankreich und Italien fuhr er am 21.08. 
1937 nach Deutschland. Er benutzte ein Automobil und besuchte 
Frankfurt und Köln. Darüber gibt es Tagebucheinträge, die kürzlich 
veröffentlicht wurden: Kennedy schreibt: 

Abfahrt nach Köln über Frankfurt und weiter rheinabwärts. Sehr schön, 
da an der Strecke viele Burgen liegen. Die Städte sind alle reizend, was 
zeigt, daß die nordischen Rassen den romanischen gewiss überlegen zu 
sein scheinen. Die Deutschen sind wirklich zu gut - deshalb rottet man 
John F Kennedy als Präsident mc/z gegen sie zusammen, um sich zu schützen (FAZ, 16.Mai 2013, S. 27). 



Fundstücke: 

1. Das baden-württembergische Innenministerium ließ 1993 das „Haus der Heimat“ in Stuttgart vorübergehend 
schließen und aus der Bibliothek rd. 700 Bücher entfernen, die vorwiegend die den Vertriebenen zugefügten 
Verbrechen beinhalteten (Ostpreußenblatt 23.1.1999). 

2. Bei der Annullierung des Münchner Abkommens „vergaß“ man taktvoll, gleichzeitig auch das viel wichtigere 
Basisabkommen vom 21. Sept. 1938 zwischen England, Frankreich und der CSR aufzuheben. 

3. Aus den Äußerungen der deutschen Widerstandskämpfer des 20.Juli 1944 könnte man leicht eine Schrift 
montieren, die das Interesse des Verfassungsschutzes auf sich zöge. (FAZ, 26.7.2013, S. 1) 

4. Benesch wollte 1945 fairerweise einen Teil des konfiszierten sudetendeutschen Vermögens auf spätere Repa¬ 
rationszahlungen Deutschlands anrechnen. Sein Antrag beruhte auf einem Memorandum seiner Exilregierung 
vom 28. 08.1944, wurde aber vom Parlament abgelehnt. (Wiedemann, Komm ... das Grenzland aufbauen, S. 126). 
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„Strategische Wahrheiten“ 

Die politischen Entscheidungen der letzten Monate sind nicht dazu angetan, Vertriebenenherzen höher 
schlagen zu lassen. Bestenfalls kam es zu Teilerfolgen, aber eigentlich waren es Niederlagen. Das gilt 
für den Vertriebenen-Gedenktag, für das Berliner Dokumentationszentrum, für die Verleumdungen 
beim Schlesiertreffen in Hannover und für eine ganze Serie früherer Entscheidungen, etwa für die 
Stiftung „Egerer Stadtwald“. Immer wieder werden die Vertriebenen niedergehalten. 

Damit das leichter gelingt, hat man sich auf eine sehr egoistische Interpretation der Zeitgeschichte 
geeinigt, die man sehr sprachschöpferisch „strategische Wahrheit“ nennt, weil niemand wagt, sie mit 
dem ihr gebührenden Namen zu nennen. 

Gerade die Sudetendeutschen haben aber schon viele dieser „strategischen Wahrheiten“ an sich vorbei 
ziehen sehen, angefangen bei Alexanderprivileg, Temno und Königinhofer Handschrift bis zu Völker¬ 
kerker, Kolonisationstheorie und Katynlüge. Wie diese wird auch der jetzt verbreitete Mythos von der 
Monokausalität der Vertreibung verfliegen und den Blick auf die attributlose Wahrheit freigeben. 
Dann wird sich auch die Frage nach Ehre oder Ehrlosigkeit stehen. Die Sudetendeutschen können 
dieser Prüfung ruhig entgegensehen. Sie haben ihre Ehre nie befleckt und hatten es nie nötig, der 
Wahrheit mit sprachakrobatischen Tricks auszuweichen. 

Diese Zeilen, hebe Leserinnen und Leser, seien als Trost vorausgeschickt, wenn in den folgenden 
Beiträgen die neuesten Missstände auf gezeigt werden! 


Endlichl 

Grundsteinlegung für die „Stiftung Flucht, Vertreibung Versöhnung^ 

(von Gerolf Fritsche) 

Nach dem Sprichwort kann man bei ähnlichen Anlässen oft behaupten: Gut Ding will Weile haben. 
„Weile“ haben sich die Politiker zwar beim geplanten Dokumentationszentrum in Berlin mehr als 
genug gelassen, aber ob das Museum der Stiftung dadurch besser werden wird, darf bei Durchsicht des 
Stiftungsentwurfes vom vergangenen Jahr eher bezweifelt werden. Prof. Kittel hatte jedenfalls Mühe, 
aus dem „Zettelkasten“, den ihm die Mitglieder der beratenden Kommission zusammengesteht haben, 
ein einheitliches Konzept zu formen. Seine 45 Seiten werden unter dem Titel zusammengehalten „für 

Versöhnung und Leitlinien für die geplante 
Dauerausstellung. “ 

Darin steht gleich auf Seite 6: „Flucht und 
Vertreibung der Deutschen bilden einen 
Hauptakzent der Stiftungsarbeit 66 . Wie sollte 
das angesichts der Dimension des Geschehens 
auch anders sein. Der Satz erstaunt erst, wenn 
man weiß, dass er das Ergebnis langer Diskus¬ 
sionen ist, die im Beirat geführt wurden. Er steht 
außerdem in einem merkwürdigen Gegensatz 
zum folgenden Text der Konzeption. 

Darin sind leider zwei durchgehende Tendenzen 
unübersehbar. Nämlich erstens: Kritik an dem 
verheerenden Anteil an der Vertreibung der 
Deutschen durch die östlichen Nachbarstaaten 
- insbesondere Polens und der CSR - wird in der Regel auffällig sichtbar minimiert bzw. ganz 
vermieden und zweitens der Akt der Vertreibung der Deutschen wird heruntergespielt. 

Typisch dafür ist z.B. die völlige rechtliche Unterbewertung und damit Fehlbewertung der Vertreibung 
als „international akzeptiert und sanktioniert“ (S. 35), wo doch nicht erst seit Präsident Reagan jeder 


die Arbeit der Stiftung Flucht, Vertreibung, 



Künftiger „Tempel“ für „strategische Wahrheiten“? 
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mit dem Problem Befasste weiß - und kürzlich noch mal von Raymond Douglas bestätigt bekam - dass 
die Vertreibung der Deutschen das „bestgehütete Geheimnis“ der Weltgeschichte ist. Undifferenziert 
wird Vertreibung 1945 als ethnische Entflechtung abgehandelt, wo doch wiederum bekannt ist, dass 
die Siegermächte in Potsdam im wesentlichen ethnisch homogene Gebiete „zum Säubern“ 
freigegeben haben, wo eigentlich nichts zu „säubern“ war. Das war damals schon völkerrechtlich 
obsolet, ist es auch heute noch und konnte seinerzeit (1945) nur wider das Recht brutal von den 
Siegermächten zu Exekution freigegeben werden. Warum werden diese Sachverhalte an dieser Stelle 
nicht so klar benannt? Wenn der fragwürdige Anteil der Alliierten am Vertreibungsgeschehen auch 68 
Jahre nach Potsdam immer noch nicht deutlich gekennzeichnet wird, gerät der Schauteil des Museums 
gleich von Anfang an ins Zwielicht. Es ist schlimm genug, dass sich die Absicht schon aus dem 
Konzept ergibt. Die Fakten wirklich zu benennen, wird wiederum durchaus auf Seite 4 versprochen. 
Danach sind Grundlage des Stiftungswerks „die Kenntnis der historischen Fakten und ihre 
wi s senschaftliche Erforschung 

Zu den auffälligsten Lücken in der Konzeption gehört die Darstellung des Wirkens der wesentlichen 
nichtalliierten Akteure, die so aktiv auf die Vertreibung auch der homogen siedelnden Deutschen 
hinwirkten, z.B. in der Tschechoslowakei. Beneschs so verhängnisvolles Hindrängen auf die 
Vertreibung sowohl im Vorfeld in den Hauptstädten der Alliierten als auch dann in den Phasen der 
Vertreibungen bleibt überhaupt ausgeklammert. Nicht nur dies macht im Konzept die Tendenz 
markant, dass der Aspekt der Versöhnung im Stiftungstitel vor allem darin bestehen soll, in 
vorauseilender Demutshaltung wesentliche Fakten nicht anzusprechen, weil sich jemand an ihrer 
Erwähnung stören könnte. Wer sich beim Aufbau der Stiftung von der Zustimmung solcher Klientel 
abhängig macht, wird keine Stiftung erfolgreich aufbauen können, in der Versöhnung im Wortsinn 
eine positive Rohe spielen kann. Wer zum Verständnis des VertreibungsVorgangs wesentliche 
Fakten unterdrückt, handelt auch dem erklärten Selbstverständnis der Stiftung zuwider. In der 
Einleitung werden die Worte Josef Lipskis zitiert (S.4), die uneingeschränkte Gültigkeit haben sollten. 
Vaclav Havel hat, wie bestellt, zu diesem Thema ein ähnliches Wort gesagt: „Wir müssen uns alles 
sagen, so schwer es noch immer sein mag“ (Hradschin, 15.3.90). Wenn dieser Anspruch in der 
Einleitung angemeldet wird, sollte im folgenden Konzept nicht nur der Versuch erkennbar werden. 
Wohlgemerkt: da fehlt nicht nur etwa Benesch. Bei den Fallstudien (S.20) werden z.B merkwürdige 
Schwerpunkte gesetzt. Es fehlen aber mindestens Danzig, Königsberg und Brünn. Warum? Weiteres 
würde hier jetzt zu weit führen. 

In der Einleitung des Konzepts klingt bereits an (S.3), dass Flucht und Vertreibung der Deutschen „in 
der Folge der nationalsozialistischen Politik“ erfolgten. Damit zieht sich das Stiftungsteam auf die 
monokausale These zurück, die, wenn wir von dem „alles“ bei Lipski und Havel ausgehen, leider nur 
die halbe Wahrheit nach Faktenlage ist. Wenn es nicht gelingt, aus diesem Elfenbeinturm 
herauszufinden und die durchaus schon lange vor 1945 vorhandenen polnischen und tschechischen 
Absichten zur Vertreibung der Deutschen darzulegen, die nun 1945 brutal und gesetzlos umgesetzt 
werden konnten, wird es für die Stiftung schwer sein, auf Versöhnung hinzuwirken. Halbe Wahrheit 
bewirkt Dissens und Zwietracht. Damit hätte das Museum seinen Zweck verfehlt. 

Interessant war bei der Grundsteinlegung am Dienstag, dem 18.6., am früheren Deutschlandhaus in 
Berlin, dass jegliche Vertreibung der Deutschen das Vorausgehen nationalsozialistischer Gewalt - was 
ja eigentlich in dem ihr zukommenden Anteil ohnehin unwidersprochener Konsens ist - immer wieder 
umfassend hervorgehoben wurde und zwar gebetsmühlenartig. Hier müssen sich alle, die sich mit der 
Stiftung befassen und sich zu ihr äußern, darauf achten, dass sie nicht den gegenteiligen Effekt 
erzielen - und peinlich werden. Das wäre dem oben (siehe Einleitung!) erklärten Stiftungssinn 
zuwider, der ja auf Versöhnung gerichtet ist. Nichts wäre schlimmer, als wenn die mit der Stiftung 
Befassten sie in ein solches Licht rückten, wenn auch absichtslos. Zur Versöhnung gehört eine 
angemessene Würde. Da muss es möglich sein, über die Vertreibung zu sprechen, ohne erst 
einen Exkurs in die Geschichte zu machen. G. Fritsche, Offenbach 
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Gedenktag: Kalkuliertes Versessen? 

Die Forderung nach einem nationalen Gedenktag für die deutschen Vertriebenen wurde von Frau 
Merkel schon 2002, damals noch in der Opposition, auf gegriffen. Vorgeschlagen wurde der zweite 
Sonntag im September oder der 5. August (Unterzeichnung der Charta der Vertriebenen). Am 
Sudetendeutschen Tag 2013 beichtete nun Innenminister Friedrich, daß es in Berlin dafür keine 
Mehrheit gebe. Ausgerechnet Außenminister Westerwelle fürchtet bei Einführung eines solchen Tages 
um sein Ansehen (!) im Ausland. 

Um sich das Thema vermeintlich elegant vom Halse zu schaffen, möchte die Regierungskoalition den 
Gedenktag nun zum Anhängsel des Weltflüchtlingstages am 20. Juni machen. Den Antrag an die 
Bundesregierung unterstützte nur die schwarz-gelbe Koalition, SPD und Grüne enthielten sich der 
Stimme und die Linken lehnten ihn ab. Ob die nächste Bundesregierung den Antrag auf greifen wird, 
steht dahin. Wenn ja und wenn die UNO zustimmt, liegt das letzte Wort noch beim Bundes¬ 
präsidenten. Aber was hat man, wenn dieser Hindernisparcours erfolgreich durchlaufen wird? Es käme 
zu einer weiteren Relativierung und Verwässerung unseres Anliegens! Vor allem wird dann der 
Unterschied zwischen Flucht und Vertreibung, auf den der BdV bisher zu recht Wert legte, völlig 
verwischt. 

Die Ministerpräsidenten Hessens und Bayerns haben erkannt, daß diese Lösung „eigentlich nicht das 
ist, was wir wollen “(Volker Bouffier). Daher planen sie die Einrichtung eines solchen Gedenktages im 
Alleingang nur auf Landesebene. 

Der Bundestag muß das Sonderopfer der 12 Millionen Vertriebenen und Flüchtlinge endlich mit 
einem eigenen Gedenktag würdigen. Ungarn hat es mit dem 19. Januar getan. Oder gibt es in 
Deutschland eine Strategie des „kalkulierten Vergessens u (Friedrich Nowak)? (F.V.) 


Wie tP^tesse hat die CLufyaße, das fytus zu mähen, das üfaex etwa* zu wuchsen dwht” 

Alfred Polgar, Österreichischer Autor, 1873-1955 


Fenster 

(von Erika Köcher) 


Als Kind, 

hungrig und heimatlos, 
blickt' ich ins Fenster 
heiler Familienwelt, 
mich sehnend nach 
Frieden, Essen, Schule 
und Freude. 


Erwachsen, 
gesättigt vom Leben, 
auch von der Welt, 
such' ich in Fenstern 
wieder die Kindheit zurück 
und Gesundheit 
und Glück 


W 


Kommt bitte zum Jahrestreffen am 19. und 20 Oktober 2013! 
Unsere Stärken sind Wahrheit und Recht! 
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Der Vorsitzende hat das Wort: 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Der 54. Sudetendeutsche Tag liegt hinter uns und das Jahrestreffen 2013 vor uns. 
Unser Auftritt in Augsburg war eine beachtliche Gemeinschaftsleistung und 
wurde einhellig gelobt. Allen Helfern spreche ich hiermit noch einmal meinen 
herzlichsten Dank aus! Der Stand und unsere Vortrags Veranstaltung zeigten, dass 
wir an den ursprünglichen Zielen der Landsmannschaft festhalten und in der 
Volksgruppe nunmehr, leider, eine Sonderstellung einnehmen. Damit können wir 
all jenen Landsleuten, die sich noch an ihr Versprechen unseren Altvorderen und 
der Heimat gegenüber gebunden fühlen, eine Verbandsheimat geben. 

Ganz besonders darf ich alle Neumitglieder aus Deutschland und den Nachbar¬ 
ländern begrüßen, die vor allem am Sudetendeutschen Tag zu uns gefunden 
haben. Herzlich Willkommen! 

Im Bewusstsein unserer Rechte und Pflichten müssen wir auch das bevorstehende Jahrestreffen 
vorbereiten. Es findet am 19. und 20. Oktober 2013 in Hassfurt statt und muss erkennen lassen, dass 
der Witikobund eine klare Alternative im Alltagsgrau der SL ist. Wir müssen herausstellen, daß wir 
das verantwortungslose Spiel mancher Funktionäre und Politiker nicht mitmachen, die Völker- und 
Menschenrechte links liegen lassen und damit die in Jahrhunderten wahrlich schwer erkämpfte 
europäische Rechtskultur insgesamt untergraben. 

Wahrheit und Gerechtigkeit waren die Grundsätze des Witikobundes von Anfang an und werden es 
auch in Zukunft bleiben! In diesem Sinne bitte ich Euch, liebe Kameradinnen und Kameraden, sich 
recht zahlreich zum Jahrestreffen anzumelden! 

Euer 




Felix Vogt Gruber 


W 


Der Witikobund e.V. lädt herzlich zum 

Jahrestreffen mit Jahreshauptversammlung 

nach Haßfurt ein. Zeit: 19 bis 20. Oktober 2013. 

Anmeldungen sind möglichst umgehend an das Tagungshotel selbst zu richten, 
Spätbucher erhalten evtl kein Einzelzimmer! Anschrift: 

Hotel Goger, Bamberger Str. 22, 97437 Haßfurt-Augsfeld, 

Tel. 09521-9250. e-Post: info@hotel-goger-augsfeld.de 

Programmplanung: 

Samstag , 19.10.13, 9.00 Uhr: Jahreshauptversammlung; ab 14.30 Uhr: Vorträge 
Sonntag , 20.10.13, 9.00 Uhr: Vorträge; 11.30 Uhr Zusammenfassung und Abschied. 

Die vollständigen Tagungsunterlagen enthält „Witiko-Intern“. 

Änderungen Vorbehalten. Gäste willkommen! 
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Der Witikobund beim 64. Sudetendeutschen Tag in Augsburg 

Wie bei allen früheren Sudetendeutschen Tagen 
konnten sich die einzelnen Gruppen auch beim 
64. Sudetendeutsche Tag (ST) in Augsburg in den 
Messehallen mit eigenen Ständen präsentieren. 

Benötigte man dafür vor zwei Jahren neben der 
Halle 7 noch Teile der Halle 5, so konnte in 
diesem Jahr auf die Halle 5 verzichtet werden, 
denn es gab wieder einen leichten Rückgang der 
„Standbeschicker“. So spielte sich alles in Halle 7 
ab und Halle 5 stand ganz den Ortstreffen zur 
Verfügung. 

Der Witikobund hatte sich dieses Mal einen 
Doppelstand gesichert und diesen bereits am 
Freitag Nachmittag aufgebaut. Neu waren fünf 
sog. Rollups, zwei Flaggen und eine Kaffee- 
Theke mit zwei Party-Tischen (sh. Foto). Leckeres Gebäck aus eigener Produktion hatte unser 
Vorsitzender beigegesteuert. Es fehlte also an nichts. Die Rollups waren mit aussagekräftigen Zitaten 
beschriftet, desgleichen einige Plakate an den Wänden. Für den rechten Teil des Standes hatte Prof. 
Korkisch mehrere Bilder mit Witiko-Motiven zur Verfügung gestellt. Auf dem Tisch davor lagen 
Bücher und der Witikobrief zum Verkauf aus. Die „Laufkundschaft“ konnte mit einem gut gestalteten 
Handzettel „versorgt“ werden. Er forderte: „Gerechtigkeit auch für Sudetendeutsche“! Der Zuspruch 
war teilweise sehr rege. Unkompliziert regelte sich der Präsenzdienst am Stand. So war es jedem 
Diensttuenden einmal möglich, auch die anderen Stände zu besichtigen oder einen Vortrag zu 
besuchen. Dafür ein herzliches „Dankeschön“ an alle Unterstützer! 

Gut besucht war wieder unsere Vortragsveranstaltung. Referent war der Publizist und Verleger Konrad 
Badenheuer, Berlin. Er sprach über „Restitution nach langer Zeit“ und zeigte, daß der Restitutions¬ 
gedanke in der Neuzeit parallel zur Entwicklung 
der Menschenrechte entstand. Meist entspringt er 
eigener Einsicht in der „Tätergesellschaft“ selbst. 
Voraussetzung ist allerdings, daß die geschädigte 
Gruppe in ihrer physischen und geistigen 
Substanz noch nicht untergegangen ist. So wurde 
altes Unrecht etwa gegenüber Indianern, 
Aborigines oder Eskimos, aber auch in Osteuropa 
oder Russland mehr oder weniger zufrieden¬ 
stellend geheilt. Weltweit gibt es derzeit nur noch 
vier uneinsichtige VertreiberStaaten, und zwar 
Tschechien, Polen, Russland (bezüglich Ost¬ 
preußen) und die Türkei. 

Die Leitung der Vortrags Veranstaltung hatte 
unser erster Vorsitzender, Felix Vogt Gruber. Er 
wandte sich nach seinen Begrüßungsworten auch 
gegen einige, den Witikobund betreffende 
Gerüchte. Die Einzelheiten können dem hier 
unmittelbar folgenden „Kasten“ entnommen 
werden. Ein zweiter „Kasten“ erläutert, weshalb der Witikobund mit dem Verlauf des ST 2013 
zufrieden sein kann. 

Als Fazit des Treffens kann man festhalten: Wenn auch das aktive Personal im Laufe der Jahre 
immer wieder einmal wechselte, die Idee des Witikobundes lebt kraftvoll weiter! (F.V.) 



Bildmitte: Konrad Badenheuer im Gespräch mit Prof. Dr. 
Wilfried Heller; davor die Stellv.Vors. Erika Köcher & 
rechts Felix Vogt Gruber 



Gastfreundlicher Stand der Witikonen 
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Begrüßung zur Vortrags Veranstaltung 
durch den 1. Vorsitzenden, Felix Vogt Gruber, in Augsburg 

Anrede... 

Ich begrüße Sie, liebe Zuhörer, sehr herzlich zu unserer Vortrags Veranstaltung! 

Ebenso begrüße ich sehr herzlich den Referenten des heutigen Tages, den uns nicht ganz unbekannten 
Herrn Badenheuer, der ja viele Jahre lang eine wichtige Rolle im Sudetendeutschen Haus gespielt hat. 
Sein heutiges Thema lautet: Restitution nach langer Zeit. 

Wir haben dieses Thema gewählt, weil unsere Vertreibung und der Erlaß der Beneschdekrete 
inzwischen auch schon 68 Jahre zurückliegen und wir auch schon in langen Zeiträumen denken 
müssen. 

Ich bin aber noch aus einem zweiten Grund froh, daß wir dieses Thema gewählt haben. Aus uns 
unbegreiflichen Gründen verbreitet unser Sprecher, daß sich der Witikobund in seiner Brannenburger 
Erklärung vom Restitutionsziel abgewendet hätte. Ich darf klarstellen, daß diese Erklärung nicht den 
geringsten Hauch einer Abweichung von unserer bisherigen Zielsetzung enthält. Ich bitte daher unsere 
Mitglieder und Sympathisanten, sich durch diese Falschmeldung nicht verwirren zu lassen. Der 
Witikobund nimmt die entsprechende Klausel in der SL-Satzung ernst, während dies bei der SL-Spitze 
nicht so sicher zu sein scheint. Diese Zweifel waren auch der Grund für eine Anfrage von vier 
Witikonen in der SL-Bundesversammlung am 13.04.2013. 

Ich möchte mich hier auch noch gegen zwei weitere Falschaussagen verwahren. Sie wurden in der SZ 
vom 25.4.2013 verbreitet, und ich hoffe, daß Vertreter dieser Zeitung heute anwesend sind und mich 
hören: 

Ich betone, daß Herr Dr. Mirtes 2009 vom Vorsitz des Witikobundes aus rein familiären Gründen 
zurücktrat und nicht, weil ihm dort „ gewisse Rechtstendenzen nicht gefallen haben. “ Ferner muß ich 
feststellen, dass noch nie eine Veranstaltung des Witikobundes untersagt wurde, auch nicht im 
Sudetendeutschen Haus. 

Nun Bühne frei für den Vortrag unseres Gastredners, Herrn Badenheuer! 


Dr. Philipp Pirlers Rückblick auf den Sudetendeutschen Tag 2013: 

Sehr geehrte Kameradinnen und Kameraden, 

der Auftritt des Witikobundes in Augsburg war ein voller Erfolg. Wir können sehr zufrieden sein. 

Die Vortrags Veranstaltung mit Konrad Badenheuer brachte uns ein voller Haus. Sein Referat wurde 
gut auf genommen. Ich habe nachher mehrere Leute getroffen, die den Vortrag gehört hatten und eine 
positive Meinung äußerten. Mir hat es gut gefallen, daß der Referent zeitweise bei unserem Stand 
anwesend war. Wir konnten an die bisherigen Erfolge anknüpfen und sie noch ein bisschen 
übertreffen. 

Die große Neuerung war unser Stand. Die Organisatoren verdienen ein großes Lob. Ich habe alles gut 
gefunden: Die beachtliche Größe, die Fahnen, die Sprüche und Texte an der Rückwand (immer wieder 
standen Leser davor), den Schriftentisch, die Steh-Esstische. Es war einer der schönsten Stände in der 
Halle, vielleicht der schönste. Da konnten andere nicht mithalten, nicht einmal die CSU. 

Und weiter: An unserem Stand war immer etwas los, es waren immer Leute da, Kameraden und 
Besucher. Wir haben uns als lebendige Gruppe präsentieren können. Das Wort eines Kameraden 
- Wir sind eine starke Gemeinschaft - hat eine Bestätigung erfahren. 

Dazu waren wir eine gastfreundliche Gemeinschaft. Kaffee und (sehr gutes) Gebäck hatte sonst kein 
Stand zu bieten. Das wurde gut angenommen, sozusagen ein Alleinstellungsmerkmal im positiven 
Sinn. Es half, die Besucher in ein Gespräch zu verwickeln. MkG. Philipp Pirler 
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Aufregendes in Augsburg 

Beim Sudetendeutschen Tag gibt es immer eine Reihe wissenschaftlicher Vorträge. Am besten besucht sind 
traditionell die des Witikobundes und die des Vereins Sudetendeutscher Erzieher. Bei den Erziehern gab es 
diesmal aber ziemlich viel Ärger. 

Redeverbot 

Die Sudetendeutschen Lehrer hatten den tschechischen Verleger Pavel Kamas aus Brünn 
eingeladen. Er sollte über die „Situation der deutschen Minderheit in Tschechien“ 
sprechen. Doch kurz vor Beginn der Veranstaltung untersagte die Leitung des Sudeten¬ 
deutschen Tages den Vortrag. Als Grund kann man nur vermuten, daß sich Verleger 
Kamas in letzter Zeit schon einmal „politisch unkorrekt“ geäußert hat. So erinnerte er bei 
einem Vortrag im März in Enns (Österreich) an einige für die Tschechen sehr unange¬ 
nehme Vorgänge während der Protektoratszeit. 

Das Verbot in Augsburg umging der Erzieherverein schließlich dadurch, daß er die Veran¬ 
staltung zur „Geschlossenen Gesellschaft“ erklärte und nur Vereinsmitglieder einließ. 

Freilich blieb der 200 Zuhörer fassende Saal jetzt halb leer. 

Unter den Treffensbesuchern verursachte dieser Eingriff in das Grundrecht der 
Redefreiheit heftiges Kopfschütteln. Natürlich ging bald das Redemanuskript von Hand zu Hand, und man 
verstand nun die Nervosität der Treffensleitung noch weniger, denn es enthielt nur Entlastendes für die 
Deutschen. Offenbar hat Herr Pany, der 1. Vorsitzende der SL, hier den Verständigungswillen etwas miß¬ 
verstanden, denn Versöhnung darf niemals auf Kosten der Wahrheit gehen! (F.V.) 



F.N.Pany sorgte sich 
am ST um politisch 
korrekte Vorträge. 


15_Jahre Zukunftsfonds 
Angst vor den Historikern ? 

Der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds und das deutsch-tschechische Gesprächsforum feierten 
kürzlich ihr 15-jährige Bestehen. Man traf sich im tschechischen Parlament zu Prag. Anwesend waren 
rund 200 Besucher, die die Festrede des Senatsvorsitzenden a.D. Petr Pithart (*1941) hörten. Dieser 
betonte, daß man bei der Arbeit des Zukunftsfonds die Geschichte nicht ausklammern und schon gar 
nicht den Historikern überlassen dürfe! Es müsse auch endlich Schluss sein mit den immer wieder 
vorgebrachten „sudetendeutschen“ Emotionen. Denn für manche Tschechen klängen Bezeichnungen 
wie „Sudetendeutsche Landsmannschaft“ geradezu „feindlich“. Deshalb sollten die ehemaligen 
deutschen Mitbürger in der damaligen Tschechoslowakei auch nicht in eine Zwangszugehörigkeit als 
„Sudetendeutsche“ einbezogen werden. 

Über diese Ausführungen dieses ehemals hohen tschechischen Politikers wunderten sich die drei 
stellvertretenen Bundesvorsitzenden der Sudeten¬ 
deutschen Landsmannschaft Siegbert Ortmann, Steffen 
Hörtier und Claus Hörrmann, die als geladene Gäste der 
Veranstaltung beiwohnten. Denn nach den spürbaren 
Annäherungen zwischen Tschechen und Sudeten¬ 
deutschen in den letzten Jahren, zu denen ihre 
Organisation nicht unerheblich beigetragen habe, 
müßten die persönlichen Einschätzungen Pitharts 
wirklich als überholt bezeichnet werden. 

“Wir lassen uns unsere Identität als sudetendeutsche 
Volksgruppe in Europa nicht in Frage stellen, auch 
nicht von den tschechischen Nachbarn“ , so die drei SL- 
Vertreter im Anschluss an die sehr aufschlussreiche 
Veranstaltung in Prag. 

Hinzugefügt sei eine frühe Einschätzung des 
Zukunftsfonds durch den Witikobund: Er fragt im Witikobrief 1/1998, S. 1, ob dieser Fonds 
nicht eine „neue Form deutscher Reparationen“ sei (!). 



Die drei Stellvertretenden SL-Vorsitzenden in Prag: 
Ortmann, Hörtier, Hörrmann (v.l.) 
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Ein sehr schönes Gesamtbild vom ST 2013 zeichnet unsere Stellv. Vorsitzende Erika Köcher: 

Der 64. Sudetendeutsche Tag, zu Pfingsten 2013 in Augsburg 

Die Sudetendeutsche Landsmannschaft (SL) spricht von einem erfolgreichen Sudetendeutschen Tag (ST). 
Zufrieden war auch die bayerische Staatsregierung als Schirmherrin der Sudetendeutschen. Es kamen 
mehrere Tausend Besucher, die sich über die vielfältigen kulturellen und politischen Angebote freuten. In 
allen Festreden wurden die Leistungen unserer Landsleute beim Wiederaufbau Deutschlands, besonders in 
Bayern, und das Eintreten für die Völkerverständigung in Europa gewürdigt. 

Bei jedem ST werden Ehrenpreise vergeben. Den nach Kaiser Karl IV. benannten Preis der SL erhielt in 
diesem Jahre der bayerische Ministerpräsident, Horst Seehofer. Den Menschenrechtspreis verlieh Bernd 
Posselt dem tschechischen Filmemacher und Journalisten David Vondracek, dessen Werk beileibe nicht nur 
aus dem Film „Töten auf Tschechisch 44 besteht. 

Die Sozialministerin Christine Haderthauer verurteilte in ihrer Rede die völkerrechtswidrige Vertreibung 
unserer Landsleute. Sie lobte aber auch den tschechischen Premier Petr Necas, der in seiner Rede im 
bayerischen Parlament die Vertreibung bedauerte und das dabei angewandte Prinzip der Kollektivschuld 
ablehnte. Das sei ein guter Beginn zur Verbesserung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen Bayern und Tschechien. Das wurde auch im Festgottesdienst am Pfingstsonntag so zum 
Ausdruck gebracht. Wo Frieden entstehen solle, sei Gerechtigkeit nötig. Das müsse der Inhalt einer jeden 
Friedens- und Verständigungspolitik sein. 

Als Vertreter der Bundesregierung, würdigte Hans-Peter Friedrich, Bundesminister des Inneren, die 
Verdienste Bayerns und der Landsmannschaft für den beginnenden Dialog mit Tschechien. Lob zollte er 
der geplanten Einführung eines Gedenktages für die Opfer von Flucht, Vertreibung und Deportation in 
Bayern. Er bedauerte, dass es bis jetzt noch keine Mehrheit im Bundestag für einen gesamtdeutschen 
Gedenktag gibt. 

Schon am Freitagabend verlieh die Sudetendeutsche Stiftung die Sudetendeutschen Kulturpreise. Den 
festlichen Rahmen dazu bildete der Goldene Saal des Augsburger Rathauses. Geehrt wurden acht 
Mitglieder der Landsmannschaft für ihre Leistungen in Wissenschaft, Musik, Literatur, darstellender und 
bildender Kunst und in der Pflege des Volkstums. Zu Recht wird diesem Programmpunkt stets eine 
große Bedeutung beigemessen, denn zu einem Volk gehören Menschen, ein Land und eine Kultur. 
Das Land haben die Sudetendeutschen verloren, die beiden anderen Komponenten dürfen sie nicht 
auch noch aufgeben. 

Während der zwei Pfingsttage wurde auch viel gesungen, getanzt und musiziert, wie beim Böhmischen 
Dorffest. Es gab übrigens auch gute Speisen und Getränke, z.T. aus unserer Heimat. Die Heimatliebe ist 
überhaupt die Grundlage des Zusammenhaltes unserer Volksgruppe. Das zeigt sich auch in der Halle 7 des 
Messegeländes. Hier gab es viele Stände von Land- und Heimatkreisen sowie der Egerländer, der Iglauer, 
der Schönhengstgauer, der Böhmerwäldler, der Vertreter der Wischauer Sprachinsel und des 
Kuhländchens. 

Auch die Seligergemeinde, der Arbeitskreis der Sudetendeutschen Akademiker, die Arbeitsgemeinschaft 
der Sudetendeutschen Lehrer und Erzieher, der Witikobund, der Sudetendeutsche Arbeitskreis für deutsche 
und europäische Bauernfragen, die Sudetendeutsche Jugend waren mit vielen anderen vertreten. Es gab 
einen besonders großen Stand des Preußler-Verlages, der sehr gut besucht wurde. Anwesend waren der 
Niederland-Verlag, die Linzer Zeitung „Sudetenpost 44 , das Sudetendeutsche Museum, der Hersteller der 
„Karlsbader Oblaten 44 , die Firma Wetzel. 

Eine Abordnung der Burschenschaft Thessalia Prag, Vertreter der Gartenschau Eger, Politiker, 
Parteienabgesandte, Kulturschaffende aus Tschechien gestalteten den Sudetendeutschen Tag mit. Es 
wurden viele gute Gespräche mit ihnen geführt. Anwesend waren auch Mitglieder der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft aus Österreich und Politiker aus Ungarn. 

Richtig und erfreulich ist auch, dass zwei Vertreter der deutschen Minderheit in Tschechien sowie einige 
Vertreter von Begegnungszentren in der CR eingeladen waren. 

Die Vielseitigkeit der Angebote, das Mitwirken der Politiker, der Kirchenvertreter, Mitglieder der 
Volkstumsgruppen prägten den Sudetendeutschen Tag. In vielen guten Fachvorträgen konnte sich jeder 
Teilnehmer zu interessanten Themen informieren und auch mitdiskutieren. 

Am 64. Sudetendeutschen Tag wird es nicht liegen, wenn Versöhnung und gute Nachbarschaft zwischen 
Sudetendeutschen und Tschechen nicht vorankommen. (Erika Köcher) 
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Neues von der Moldau 

Klaus-Klausel abgelehnt. 

Das Europäische Parlament hat Ende Mai 2013 mit fast 90-prozentiger Mehrheit die so genannte 
Klaus-Klausel zum Lissabonner Vertrag abgelehnt, mit der der frühere tschechische Staatspräsident 
Väclav Klaus versucht hatte, die Geltung der EU-Grundrechtecharta in der CR einzuschränken, da sie 
angeblich die Gültigkeit der Benes-Dekrete gefährde. Der CSU-Europaabgeordnete und SL-Sprecher, 
Bernd Posselt, hatte 18 Monate lang gegen den tschechischen Antrag argumentiert und freute sich 
über die Entscheidung des Straßburger Plenums. Der Europarat hatte allerdings den Tschechen schon 
ein Entgegenkommen signalisiert und wäre nicht an den Beschluß gebunden. Doch wird erwartet, daß 
er ein so eindeutiges Votum respektiert. 

Hochwasser 

Das Hochwasser Anfang Juni richtete in Böhmen Schäden in 
Höhe einiger Mrd. Kronen an. Betroffen sind 700 Gemein¬ 
den. Dort beklagt man die angeblich fehlerhafte Moldau¬ 
regulierung durch die acht Rückhaltebecken (Kaskaden) vor 
Prag. Doch diese wurden nicht zum Hochwasserschutz 
gebaut, sondern gegen das Austrocknen der Moldau im 
Sommer. Interessant sind die Entstehungszeiten der Kas¬ 
kaden. Die erste wurde 1936 bei Vrane (18 km vor Prag) 
errichtet. Die zweite 1944, also in der Protektoratszeit, bei 
Stechovice (31 km vor Prag). Weitere sechs Staustufen 
folgten zwischen 1954 und 1992 fluss-aufwärts. Ihre Höhe 
über NN. steigt von Vrane mit 200,1 m bis zum Stausee 
Lipno I bei Oberplan im Böhmerwald auf 725,6 m. (Angaben J.Weikert Usingen). 

Rücktritt von MP Necas 

Ministerpräsident Petr Necas erklärte am 17. Juni 2013 seinen Rücktritt. Er stolperte hauptsächlich 
über die Machenschaften seiner Büroleiterin, Frau Nagyova (=Groß, ungar.). Die Sudetendeutschen 
sahen schon viele ihnen wohlgesonnene Politiker, vornehmlich Bürgermeister, scheitern. Sollte es hier 
auch einen Zusammenhang mit dem Necas-Besuch in München geben? Staatspräsident Zeman 
beauftragte seinen Vertrauten Jiri Rusnok mit der Bildung einer Expertenregierung, obwohl die 
Parlamentspräsidentin Miroslava Nemcova mit einer knappen Mehrheit der Parlamentarier für die 
Necas-Nachfolge bereitstand. Kritiker sprechen von einem Putsch Zemans gegen das Parlament. 
Außenminister Schwarzenberg wird noch deutlicher. Er vergleicht Zemans Vorgehen mit den 
Ereignissen vom Jänner 1933 in Berlin oder vom Feber 1948 in Prag, 

Restitution des Kirchengutes 

Das tschechische Höchstgericht hat eine Verfassungsbeschwerde der linken Oppositionsparteien gegen 
die Restitution des Kirchengutes mit bemerkenswerten Gründen zurückgewiesen. So stellte es u.a. 
fest, nicht für die unterschiedlichen Auslegungen der tschechischen Geschichte zuständig zu sein. 

Zeman in Berlin 

Bei Zemans Antrittsbesuch in Berlin am 26.6.2013 rief Bundespräsident Gauck seinen Gast ver¬ 
klausuliert dazu auf, in der Regierungskrise seines Landes ausgleichend zu wirken. Die beleidigenden 
Äußerungen Zemans gegen die Sudetendeutschen erwähnte Gauck nicht. Zu Zemans Besuchs¬ 
progamm gehörte auch ein Vortrag an der Humboldt-Universität. Er sprach nur kurz und ohne 
Konzept. Dabei gebrauchte er ein „böhmisches Englisch“. Auch seine drei Vorredner bedienten sich, 
wie es sich heute an einer deutschen Universität gehört, der englischen Sprache. 



3)ie deutsche Sprache harnt zu Stöben den Einfachheit und Schönheit aufsteigen, 

die aus ifvt eine Sprache den Qöitesc machen , 

(David Cornwell alias John le Carre, britischer Romanautor, in: Focus, 8.7.2013, S,. 110 f.) 
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Rudi Pawelka am Marterpfahl der politischen Korrektheit: 

Am 22. und 23 Juni 2013 fand wieder das Schlesiertreffen in Hannover statt. Es gehört zu den Ver- 
triebenentreffen mit den klarsten politischen Aussagen, was bei den Ehrengästen aber meist nicht sehr 
geschätzt wird. So verließ vor zwei Jahren der damalige Ministerpräsident Niedersachsens, 

McAllister, den Festsaal vorzeitig, weil ihm einige Feststellungen des Bundesvorsitzenden der 

Landsmannschaft Schlesien, Rudi Pawelka, nicht gefielen. 

In diesem Jahr war es ähnlich. 

Pawelka forderte von Polen und Tschechien eine Ent¬ 
schuldigung und Entschädigung für die Vertreibung . "Wir 
machen einseitig Versöhnung, das bringt auf Dauer nichts ", 
und er fügte hinzu: "Wir haben uns vielfach entschuldigt." 
Pawelka sprach allerdings auch von "ersten Schritten hin zu 
einer echten Versöhnung". "Wir bemerken auch positiv, 
dass Polen den Nachbarschafts vertrag beginnt umzusetzen." 
In beiden Ländern gebe es hoffnungsvolle Zeichen. Insge¬ 
samt darf die Rede daher als ausgewogen bezeichnet 
werden. Doch das wollten Niedersachsens Innenminister Boris Pistorius (SPD) und der Landtags¬ 
präsident Bernd Busemann nicht erkennen. Sie hielten die Rede, deren Entwurf oder Teile davon 
ihnen schon am Freitag zugespielt worden waren, für antipolnisch, was sie zur Absage ihrer 
Teilnahme am Treffen veranlaßte. Auch in den eigenen Reihen gab es Widerstand. So trat der 
Präsident der Schlesischen Landesvertretung, Michael Pietsch, ebenfalls zurück. 

Es kam aber noch schlimmer. Wie die FAZ vom 27. Juni 2013 (S. 4) schrieb, kündigte das „Haus 
Schlesien“ in Königswinter bei Bonn den Mietvertrag mit der Landsmannschaft Schlesien für die dort 
befindlichen Büroräume. Es wolle nicht in Mithaftung für die „revanchistischen Töne“ Pawelkas in 
Hannover genommen werden. Im Hintergrund droht die Gefahr der Zuschussverweigerung, von der 
die Durchführung des Schlesiertreffens jedes Mal abhängt. Das hätte dann den Beigeschmack der 
Erpressung. 

In seiner Rede kritisierte Pawelka auch Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU). Diese habe sich 2002 
noch in der Opposition für eine Entschädigung deutscher Zwangsarbeiter im Osten eingesetzt, tue jetzt 
aber nichts. Als moralischen Tiefpunkt deutscher Außenpolitik bezeichnete Pawelka, dass Außen¬ 
minister Guido Westerwelle (FDP) in Königsberg 2011 einen Kranz für gefallene Sowjet-Soldaten 
niederlegte, nicht aber für Frauen und Kinder, die von den Soldaten ermordet worden seien. 
Eine dauerhafte Versöhnung brauche eine Anerkennung der Vertreibung, argumentierte Pawelka. 
Während die Erinnerung an den Terror des NS-Regimes allgegenwärtig sei, verblasse die Erinnerung 
an die Vertreibung. "Haben Millionen unschuldige Opfer eine würdige Erinnerung nicht verdient? 
Sind sie kollektiv schuldig geworden?" 

Einsicht oder Wahlkampftaktik? 

Die Reaktionen auf die Vorgänge in Hannover waren bei den Vertriebenen durchaus geteilt. Wie 
meist, solidarisierte sich vor allem die Basis mit der Pawelka-Rede. Den Parteizentralen bleibt solches 
natürlich nicht verborgen. Ins Gewicht fällt auch, daß (nicht nur in Niedersachsen!) jeder vierte Ein¬ 
wohner seine familiären Wurzeln in den Vertreibungsgebieten hat. So wundert es nicht, daß Herr 
Busemann kürzlich den BdV-Landesvorstand empfing und spontan einwilligte, am Tag der Heimat 
den Festvortrag zu halten. Frau Steinbach erhielt sogar einen Gesprächstermin bei Ministerpräsident 
Weil selbst und freute sich über eine Förderungszusage für das Museum im Grenzdurchgangslager 
Friedland. Die Zukunft muß zeigen, ob dahinter mehr als nur Taktik steckt. 



Sprecht Ceise — hattet Euch zwdich! 

Wh sind ßetauscüt mit (S(vt und dSticJh! (Fidelio, 1. Akt, 9.Auftritt) 
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Thema Zeitgeschichte: 

Material zur Zwangsarbeiterfrage: 

Seit Jahren wird in der Bundesrepublik über eine Zwangsarbeiterentschädigung diskutiert. Sie soll 
Deutschen gewährt werden, die nach dem Krieg von den Siegermächten als billige Sklaven 
zurückgehalten wurden. Außer Ankündigungen ist bisher nichts geschehen. Im Gegensatz dazu zeigte 
sich Deutschland bei der Entschädigung für ausländische Zwangsarbeiter und Dienstverpflichtete in 
Deutschland während des Krieges recht großzügig. Dabei machten Tschechen keine Ausnahme. 

Die Lage tschechischer Arbeitnehmer im Reich 

Tschechische Arbeiter-Migranten gab es „im Reich“ schon immer. Interessant sind aber die Zahlen 
nach der Protektoratserrichtung. Diese liefert aus erster Hand Dr. Wilhelm DENNLER, ein gebürtiger 
Schwabe, der zwischen 1939 und 1945 im Amt des Reichsprotektors für die Rekrutierung 
tschechischer Arbeitskräfte zuständig war. In einer "Sonderveröffentlichung des Reichsarbeitsblattes" 
(Berlin 1940) gibt er die Zahl der Arbeitslosen zu Beginn des Protektorats mit 92.849 an, von denen 
überhaupt nur die Hälfte die geringe monatliche Unterstützung von 100 Kronen bezog. Für die 

legte er noch einmal die gleiche Zahl zugrunde. 

Da im Protektorat die Schaffung neuer Arbeitsplätze durch Boykott¬ 
maßnahmen des Auslandes erschwert war, bot sich der Einsatz im 
"Altreich" an. Dr. HACHA stellte ausdrücklich fest, daß dies das 
beste Mittel sei, den tschechischen Arbeiter mit den Errungenschaften 
der deutschen Sozialpolitik bekannt zu machen und ihm bisher "nie 
gekannte Einkünfte" zu ermöglichen. Als im März 1939 deutsche 
Werber 20.000 Arbeiter suchten, meldeten sich 50.000, von denen 
30.000 unter Vertrag genommen wurden (Dorfbote, 13.5.1939, Zeitung 
der sudetendeutschen Bauernschaft, Erscheinungsort Budweis, Auflage 40.000). Bis zum 10. Mai 1940 
gelang es, insgesamt 120.000 tschechische Arbeiter und Angestellte anzuwerben. Die von ihnen 
transferierte Lohnsumme von 92.225.073 Kronen stellte einen deutlichen Wirtschaftimpuls für das 
Protektorat dar. Von Anfang an wurde die kulturelle und religiöse Betreuung der im Reich Tätigen 
ernst genommen, es gab sogar eine eigene Zeitung für sie. Keiner der tschechischen Arbeitnehmer 
mußte sich unter diesen Voraussetzungen als Zwangsarbeiter fühlen. Auch später, als die Bedingungen 
kriegsbedingt härter wurden, waren Tschechen als Protektoratsangehörige und damit quasi als 
Reichsangehörigen privilegiert. 

Auszüge aus Dr. Dennlers Buch 

Dr. DENNLER wurde im Mai 1945 in Prag verhaftet und bis 1947 
eingekerkert. Nach der Freilassung verfasste er 1953 das Buch "Böhmische 
Passion" und schildert darin tagebuchartig die Arbeit seines Amtes: 

November 1939 : "Die tschechischen Arbeiter drängen sich zur Arbeit in 
Deutschland" (S. 12). 

Januar 1941: "Nach wie vor drängen die tschechischen Arbeiter ins Reich" 

(S. 41). 

Juli 1941: Dr. DENNLER und der Minister Dr. KLUMP AR von der 
Protektoratsregierung reisen im Sonderzug nach Deutschland, um sich von 
den Lebensverhältnissen der tschechischen Arbeiter vor Ort zu informieren. 

Zur Begleitung gehören tschechische Gewerkschaftler und mehrere deutsche 
und tschechische Beamte. Man stellt übereinstimmend fest, daß die 
Probleme des Arbeitseinsatzes "in jeder Hinsicht befriedigend gelöst" sind 
(S. 52 f.). 

April 1942 ; Die Anforderungen des Reiches an Arbeitskräften, besonders in 
der Luftwaffenfertigung, steigen ständig. "Vorläufig sind wir noch in der Lage, den Bedarf im Wege 
freiwilliger Anwerbung zu decken" (S. 73). 

Juli 1943: "Zu unserer Überraschung hat der Widerwille der Tschechen gegen eine Beschäftigung 
außerhalb des Protektorats merklich nachgelassen" (S. 105). 

Juli 1943: Es wurde eine Dienststelle eingerichtet, die in allen Teilen des Reiches kontrolliert, ob die 
vereinbarten Arbeitsbedingungen eingehalten werden. Auf Grund ihrer Berichte wurden eine 


WILHELM DENNLEK 

DIE 

BÖHMISCHE PASSION 


DIKREtTKR VERLACSCtÜELLSCUATT m. LE 
*• -hMMuH 

Wilhelm Dennler verfasste 
eines der wichtigsten Bü¬ 
cher über das Protektorat. 



Dr. Hacha schätzte die deutsche 
Sozialpolitik. Hier eine Zigarre 
genießend mit K.H.Frank 
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"umfassende" seelsorgerische Betreuung der Arbeiter durch tschechische Geistliche, eine 
"umfassende" Versorgung mit Büchereien sowie "unzählige" andere Verbesserungen sichergestellt. 
Verschiedene erstklassige Ensembles tschechischer Künstler unternahmen ausgedehnte Tourneen zu 
den Einsatzorten, um die kulturelle Verbindung mit der Heimat aufrechtzuerhalten (S. 106) 

Schluss: 

Obwohl Dr. DENNLER im letzten Kriegsjahr für die Dienstverpflichtung des ganzen männlichen 
Jahrgangs 1924 verantwortlich war, forderte niemand seinen Kopf. Einer jener dienstverpflichteten 
jungen Tschechen bestätigte nach dem Kriege sogar Dr. HACHAs oben zitierte Worte: "Wir haben in 

Deutschland gesehen und selbst erhalten, was wir als 
Arbeiter zu fordern haben. Deshalb gehöre ich auch keiner 
der alten Parteien an, sondern bin Kommunist." (Dokumente 
zur Austreibung der Sudetendeutschen, München 1951, S. 22). 
Insgesamt sollen zwischen 1939 und 1945 etwa 600.000 
Tschechen für kürzere oder längere Zeit im "Reich" eingesetzt 
gewesen sein, niemals aber mehr als 286.663 Personen 
gleichzeitig, was durch die Rotation der Arbeitskräfte in 
Abhängigkeit von der Dauer der Arbeitsverträge bedingt war 
(Karny, M., Der "Reichsausgleich...", Essen 1991, S. 81). 
Bestätigungen dieser Ausführungen enthalten die unten 
folgenden Texte sowie Voitech Mastny, The Czechs under 
Nazi-Rule (1971, S. 80 f.). 

P.S.: Dennler macht in seinem Buch “Böhmische Passion” auch Angaben zu Massengräbern und Hinrichtungsstätten für 
Deutsche, z.B. S. 252, S. 254, S. 260 usw. 



Angehörige des Jahrgangs 1924 reisen zum 
„Totaleinsatz“ ins „Reich“ (Tyden, 3.4.2000) 


Zusatz: 

Tschechischer Leserbrief in 


' Metro " vom 11.10.1999: 


Herr J.Z. schreibt: "Ich bin totaleingesetzt worden in Deutschland in den Jahren 1943-1945. Ich erlebte 
die Bombardierung von Hamburg. Wir Tschechen waren dort nicht als Gefangene oder Häftlinge, wir 
konnten uns frei bewegen, besuchten Kinos und Theater. Ich hatte dort eine Freundin, in deren Familie 
ich gut auf genommen wurde, obwohl ich Tscheche bin. 

Auf einer Versammlung der ehemaligen Totaleingesetzten in Prag protestierte ich gegen die Forderun¬ 
gen auf Entschädigung und wurde dafür beschimpft. Eine Entschädigung steht nur Gefangenen und 
Häftlingen zu, wir Totaleingesetzten bekamen für unsere Arbeit im Reich ein Gehalt. Ich schäme mich 
für das Fernsehen, das Aufnahmen aus Auschwitz ausstrahlt und diese als Unterkünfte für Total¬ 
eingesetzte präsentiert. Machen wir endlich Schluß mit solchen "Ansprüchen" und Forderungen. Wir 
sollten nichts fordern, was uns nicht zusteht! Machen wir aus uns keine 
Häftlinge und Gefangene! Hören wir auf zu lügen!“ 


AUaitt Robbe-Grillet als Dienstverpflichteter bei MAN 

Der Franzose Alain ROBBE-GRILLET, Hauptvertreter des Nouveau Roman, 
sagt im Spiegel (Nr. 45/2001, S. 236ff.): „Ich hatte trotz der Härte des Schicht¬ 
dienstes nicht das Gefühl, Zwangsarbeit zu leisten. Ich bekam den gleichen 
Lohn wie die Deutschen und wurde nie bösartig behandelt.... Abends ging ich 
ins Konzert.“ 



Robbe-Grillet 


Entschädigung für CSSR-Fliichtlinge 

1982, vierzehn Jahre nach dem Ende des Prager Frühlings, verlassen jährlich immer noch etwa 3.000 
Personen illegal die CSSR. Unter ihnen befinden sich auch solche, die während des Protektorats aus 
nationalen Gründen verfolgt wurden. Für diesen Personenkreis stellte die Bonner Regierung 1982 als 
Entschädigung erneut fünf Million DM zur Verfügung. Die Einzelhilfe beträgt maximal 5.000 DM 
und wird Personen gewährt, die ihre Heimat nach dem 31.12.1965 verließen (Novy domov, Kanada, 
3.6.1982). 
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Der Hessentag in Kassel 



Im Rahmen des Hessentages 2013 in Kassel veranstaltete der BdV-Landesverband Hessen wieder 
einen Brauchtumsnachmittag. Verbunden wurde die Feier mit der Verleihung des „Preises für Flucht- 
Vertreibung-Eingliederung“, der jedes zweite Jahr für besondere Arbeiten zur Vertreibungsthematik 
vergeben wird. Festredner war der hessische 
Ministerpräsident, Volker Bouffier. Dieser 
wertete die starke Präsenz der Vertriebenen am 
Hessentag als Zeichen dafür, daß diese in¬ 
zwischen auch zu „hervorragenden“ Hessen 
geworden seien. Gleichzeitig täten sie recht, 
ihre Wurzeln zu pflegen, denn auch ein Baum 
könne ohne starkes Wurzelwerk nicht gedeihen. 

Bouffier unterstrich die Bereitschaft, die Arbeit 
des BdV weiter nach § 96 Bundesvertriebenen- 
gesetzes zu fördern. Auch erwäge er nach dem 
Vorbild Bayerns die Einführung eines eigenen 
Vertreibungsgedenktages in Hessen, denn der 
kürzlich erfolgte Beschluß des Deutschen 
Bundestages sei zwar nicht falsch, aber doch 
nicht ganz das, was man eigentlich wolle. 

Um den mit 5000 Euro dotierten Preis „Flucht- 
Vertreibung-Eingliederung“ hatten sich 51 
Teilnehmer beworben. Sieger wurde Professor Dr. Wendelin Mangold. Er ist Russlanddeutscher und 
lebt jetzt in Königstein im Taunus. Trotz Verbannung und Zwangsarbeit hatte er es in Novosibrsk zum 
Hochschullehrer gebracht und dort Hunderte von jungen Germanisten herangebildet. Sein umfäng¬ 
liches wissenschaftliches und literarisches Lebenswerk krönte er durch die Abfassung eines Theater¬ 
stückes über das Schicksal der Russlanddeutschen. 


Preisverleihung in Kassel (v.l.): BdV-Vors.Ortmann, MP. Bouffier, 
drei Vertreter Wetzlars (Hr.König, Fr.Hannig, Bm.Wagner), 
Preisträger Prof. Dr. Mangold, Landesbeauftragte für Vertriebene 
Ziegler-Raschdorf, Sozialminister Grüttner (Foto E.Quaiser) 


Den zweiten Preis erhielt der Magistrat der Stadt Wetzlar für die Übernahme der Patenschaft für das 
ostdeutsche Liedgut. Begonnen hat diese einmalige Kulturarbeit 1948 mit der Versetzung des 
Studienrates Hobinka an das Wetzlarer Gymnasium. Er sammelte das ostdeutsche Liedgut zuerst 
privat, bevor es 1962 in die Obhut der Stadt Wetzlar überführt wurde. 


Kam. Lu 2 erhebt Klage 

Der Witikobund bezeichnet sich selbst als rechts wahrend . Nachdem pflichtvergessene Politiker und 
Funktionäre schon das Völkerrecht mit Füßen getreten haben und völlig verludern ließen, möchte 
unser Kam. Lug den Menschenrechten dieses Schicksal ersparen und verlangt auf 
dem Klagewege von der Bundesregierung Gewährung diplomatischen Schutzes. 
Sein Anwalt, Dr. Gertner, betont, daß es seinem Mandanten nur um die 
Wiederherstellung der Ehre seiner Familie und besonders seines Vaters geht, der 
1945 in Landskron willkürlich umgebracht wurde. Da es in Tschechien kein für 
Sudetendeutsche anwendbares Rehabilitationsgesetz gibt, soll die Bundes¬ 
regierung in Prag vorstellig werden. 

Dr. Gertner sieht eine Diskriminierung der Sudetendeutschen, weil diese, anders 
als andere Opfergruppen, von einer Rehabilitation ausgeschlossen sind. Zur 
Gleichbehandlung zwingen § 17 und 26 des Internationalen Paktes über bürger¬ 
liche und zivile Rechte, den beide Staaten unterzeichnet haben. Dem Kläger geht es daher nicht um die 
Aufhebung der Benesch-Dekrete, sondern nur um deren rechtsstaatskonforme Anwendung. 



Kam.Erh.Lug 


W 
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Die demografische Entwicklung - 
oder das langsame Sterben eines großen Volkes 

von Alfred Zips 

Deutschland liegt im Sterben. Es geht nicht um den ewigen Kreislauf des Universums, sondern um 
das Sterben durch unterlassene Hilfeleistung, durch Ignoranz, durch eine völlig versagende 
Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik. Herwig Birg (Universität Bielefeld) u. a. sagen: „Für mich 
ist die demografische Entwicklung der Dreh- und Angelpunkt für unsere Zukunft... Wir haben Gegen- 
Gesellschaften. Die Zahl der Deutschen schrumpft, die der zugewanderten Moslems wächst. Die 
Demografie wird zur Waffe.“ Im Jahre 2008 veröffentlichte Herwig Birg eine Statistik, bei der die 
autochthonen Deutschen aufgrund der seit 40 Jahren anhaltenden geringen Geburtenrate auf 21 
Millionen (!) im Jahre 2100 geschrumpft sind. Bei der Altersgruppe der unter 20-jährigen werden es 
dann nur noch 2,5 Mio. Deutsche sein. Anders ausgedrückt: Jede Generation wird um ein Drittel 
kleiner. Gleichzeitig wird der Ausländeranteil, also die Zuwanderung, auf mindestens 25 Mio. 
ansteigen, wobei unter Berücksichtigung des derzeitigen Migrationsdruckes (der nach Öffnung der 
Grenzen für Rumänien und Bulgarien ab 1.1.2014 noch ansteigen dürfte) eher mit einer noch deutlich 
höheren Zahl gerechnet werden muss. Verbunden damit ist eine dramatisch steigende Überalterung, 
nicht zuletzt auch aufgrund steigender Lebenserwartung. Das wiederum hat erhebliche - negative - 
Auswirkungen auf unsere sozialen Sicherungssysteme, womit die Rentenversicherung unweigerlich 
auf einen Kollaps hinsteuern wird. Ein Beispiel: Während im Jahr 2000 ein Rentner von 3,7 
Erwerbspersonen finanziert wurde, werden es im Jahre 2050 nur noch 1,6 Personen sein. Es ist, als 
Konsequenz, also absehbar, dass der Beitragssatz zur Rentenversicherung entweder verdoppelt oder 
aber die Renten um mehr als die Hälfte gekürzt werden müssen. Die Kosten für die 
Krankenversicherung werden im gleichen Zeitraum um ca. 80, für die Pflege um ca. 240 Prozent 
steigen. Diese Entwicklung wird noch erheblich verschärft durch einen schon seit vielen Jahren nicht 
mehr auszugleichenden Verlust hoch qualifizierter Arbeitskräfte - jährlich verlassen ca. 150 000 von 
ihnen das Land - und durch die zunehmende Zahl der Einwanderung in die Sozialsysteme. 
Deutschland ist auf dem Weg in eine wie Professor Bauch es nennt, „Multiminoritätengesellschaft“. 
So um das Jahr 2100 werden, so die wissenschaftlichen Fakten, die (ethnischen) Deutschen im eigenen 
Land ihre Mehrheit verloren haben und zu einer Minderheit neben anderen werden. Berücksichtigt 
man, dass die deutsche Minorität überwiegend alt, die Zugewanderten eher jung sein werden, dann 
wird sich die Prognose von Gunnar Heinsohn, mit Blick auf eine zunehmende demografische Invasion 
junger islamischer Männer, bewahrheiten und Deutschland schon in 50 Jahren muslimisch sein. 
Nachstehend sollen zur Verdeutlichung einige Fragen und Antworten aus dem bereits genannten 
Interview mit Professor Herwig Birg in „Die Welt“, im Jahre 2006 zitiert werden. (Inzwischen hat sich 
der Negativtrend sogar noch weiter verschärft!). Auf die Frage, wie man den demografischen 
Abwärtstrend stoppen könne, antwortete Birg: „der könne nur geändert werden, wenn die Eltern 
wesentlich mehr Kinder zur Welt brächten... Wir selbst entscheiden uns für mehr Karriere, mehr 
Luxus und immer weniger Kinder. Der Standort Deutschland hat Schaden genommen. Dem „Land der 
Ideen“ gehen die Ingenieure aus. Warum schlägt die Wirtschaft nicht Alarm und zwingt die Politik, 
wieder das Land mit der besten Bildungspolitik der Welt zu werden?... Deutschland leistet sich eine 
millionenfache Einwanderung in die Sozialsysteme. Das ist nun nicht mehr zu bezahlen.“ (Anm: Stand 
der aktuellen Staatsverschuldung je nach Berechnungsgrundlage 6 - 8 Billionen!). 

Auf die Frage, ob sich Deutschland nun auf dem absteigenden Ast befinde, antwortete Birg: „Die 
Demografie verhindert, dass der Staat die finanziellen Mittel zur Verfügung hat, um die von ihr 
ausgelösten Probleme zu lösen. Als ob das nicht schon schlimm genug wäre, leisten wir uns auch noch 
den Irrsinn einer gigantischen Staatsverschuldung... Deutschland ist das erste Land (in Europa), das im 
Frieden zu schrumpfen begann... Die islamischen Länder werden weiter wachsen. Einige sehen in 
hohen Geburtenraten ein Instrument zur Erlangung der auf andere Weise nicht erreichbaren 
politischen Herrschaft: Demografie als Waffe. ... Man sollte den Missbrauch von Sozialleistungen 
abstellen. ... Eine Demokratie, die kein Gesicht hat, die die Toleranz gegenüber der Intoleranz toleriert, 
lässt sich nicht wirklich verteidigen.“ Gefragt, wie Deutschland im Jahre 2050 aussehen werde, 
antwortete er...: „Es ist wahrscheinlich, dass man in den Betrieben des Exportweltmeisters 
Deutschland im Jahr 2050 besser nicht Deutsch spricht, vielleicht ist das bis dahin nicht nur nicht chic, 
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sondern ein Entlassungsgrund. Fakt ist, dass das Deutsche noch sehr viel schneller verschwindet, als 
die Zahl der Deutschen abnimmt. Mit der Sprache verschwindet die Klarheit des Denkens. Wir leben 
2050 nicht mehr in Deutschland, das ist dann nur noch ein geografischer Begriff. Wir leben im 
Wirkungsbereich von internationalen Konzernen...und die Menschen werden ihre Identität über die 
Firma beziehen, die sie bezahlt. Right or wrong, my business.“ Auf die (Ghetto-) Entwicklung der 
Migrantenmehrheiten in den großen deutschen Städten angesprochen, sagte Birg: „Man muss genau 
sein. Die ältere Bevölkerung wird in allen Städten noch in der zweiten Jahrhunderthälfte die absolute 
Mehrheit haben, die jüngere wird in wenigen Jahren in den Großstädten von der zugewanderten 
Population und ihren Nachfahren bestimmt. Das geschieht zunächst auf Stadtteilsebene und dann 
nähert sich das der 50-Prozent-Marke in der Stadt insgesamt. Umkehren kann man das nicht. Ein von 
90 Prozent Moslems bewohnter Stadtteil ist nicht „kulturell“ zurückzuholen. Wer da von „kultureller 
Bereicherung“ spricht, soll das erklären...“. Und da drängt sich auch die Frage auf, für welche 
Staatsform in welchem Volk sich diese „Gegengesellschaften“ entscheiden werden. Anm: Das Institut 
für Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik des Prof Herwig Birg wurde inzwischen geschlossen. 

Nun vertritt die Politik ja seit langer Zeit das Ziel, die durch die negativen Geburtenraten der 
Deutschen entstehenden Probleme durch Ein- bzw. Zuwanderung zu lösen. Ein Irrweg - und das Ende 
des christlichen Abendlandes? Zugleich auch ein Ende des „weißen Europa“? Nach Arnold Toynbees 
Konzept von Herausforderung und Reaktion besteht die demografische Krise des Westens in drei 
unmittelbaren und tödlichen Gefahren: Sterbende Bevölkerung, zerfallende Kulturen und fremde 
Invasionen, die auf keinen nachhaltigen Widerstand mehr stoßen. Muss das nicht als ein ernstes 
Warnsignal verstanden werden? Wie so oft kann ein Blick in die Geschichte die Antwort erleichtern. 
Im Alten Rom sorgten zunächst unzählige von den siegreichen Legionen mitgebrachte Sklaven für den 
Anfang der Überfremdung. Ihnen folgten Einwanderer aus aller Herren Länder, angelockt von 
kostenlosen Getreidespenden und generell vom Glanz der Kaiserstadt. Ehrfurcht vor den römischen 
Göttern noch Achtung gegenüber der römischen Tradition (= Leitkultur) waren ihnen fremd. Im 
fünften Jahrhundert war es dann soweit: Das römische Reich wurde von den Goten erobert und 
zerbrach. Der Oxford-Historiker Peter Heather erklärte den Untergang des römischen Imperiums mit 
der Weigerung Roms, einer großen Zahl von Flüchtlingen Einhalt zu gebieten, was einem völligen 
Bruch herkömmlicher römischer Politik gleichkam. Zunächst betrachtete Kaiser Valens diese 
entwurzelte Flut von „Menschen als Bereicherung, was christlicher Ethik entsprach. Zwei Jahre später 
(378) ging das „Römische Reich“ in der Schlacht von Adrianopel unter. So wie damals die 
Totenglocken für Rom, so läuten sie heute für das (christliche) Abendland. Das mag in manchen 
Ohren zu dramatisch klingen, aber es ist schlicht eine Tatsache, dass die vielen Millionen Zuwanderer 
aus fremden Kulturen schon heute das Gesicht Deutschlands bzw. Europas verändert haben. Gegen 
den Willen der übergroßen Mehrheit des deutschen Volkes und der Völker Europas erfährt das 
christliche Abendland einen radikalen, von gewalttätigen Prozessen begleiteten Wandel, an dessen 
Ende ein - gewollter, geplanter? - multikultureller Vielvölkerstaat stehen wird. Sind wir unfreiwillige 
Zeugen einer großen Tragödie der Menschheitsgeschichte? Tragen wir gar selbst dafür die 
Verantwortung, weil wir auch „Mittäter“ sind? Diese Frage ist, wie ich meine, ohne Abstriche mit 
einem klaren „Ja“ zu beantworten. Historiker von Oswald Spengler, Toynbee bis zu Gibbon und 
Durand, haben die Symptome sterbender Zivilisationen präzise geschildert: Tod des Glaubens, 
Entartung der Moral, Verachtung für die alten Werte und Traditionen, Zusammenbruch der Kultur, 
Lähmung des Willens. Die „politische Klasse“ fordert unverdrossen, den Schrumpfungsprozess des 
deutschen Volkes durch vermehrte Zuwanderung auszugleichen. Das geschieht mit der - trotz 
tatsächlich vorhandener ca. 6 -7 Mio. Arbeitslosen - Behauptung, offene Arbeitsplätze besetzen zu 
müssen und damit u. a. spätere Renten zu sichern. Dies ist ein allzu durchsichtiges 
Ablenkungsmanöver, hinter dem sich alle Parteien des Bundestages verstecken, um von einem 
eklatanten Versagen in der Familien- und Bildungspolitik abzulenken. 

Wie dramatisch die Lage inzwischen geworden ist, lässt sich an einigen Zitaten ablesen: 

1. Unsere Möglichkeiten, Ausländer aufzunehmen, sind erschöpft. Übersteigt der Ausländeranteil die 10- 
Prozent-Marke, dann wird jedes Volk rebellisch. Heinz Kühn (SPD) am 15.1.1981 

2. Aus Deutschland ein Einwanderungsland zu machen, ist absurd. Helmut Schmidt (SPD) am 12.9.1992 
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3. Der Staatsrechtler, Professor Isensee: Das Zustandekommen des neuen Staatsbürgerschaftsrechtes wirkt 
wie ein Staatsstreich durch das Parlament. „Die Welt“, 6.1.1998 

4. Die Zuwanderungsexplosion kam, als den Ausländern mit Betreten des deutschen Bodens Anspruch auf 
deutsche Sozialhilfe oder vergleichbare Leistungen gewährt wurde, was es in dieser Form in keinem 
anderen Land der Erde gab und gibt... Peter Gauweiler (CSU) am 25.6.2000 in „Die Welt“ 

5. Will Europa auf Dauer ein Zuwanderungskontinent bleiben, wird es Europa längerfristig nicht mehr 
geben. Die Welt“, 24.8.1998 

6. Der fundamentale, weltenstürzende Wandel spielt sich zwar vor aller Augen ab, vollzieht sich aber 
dennoch gleichsam hinter dem Rücken der Bürger: Die Entstehung einer multiethnischen Gesellschaft 
und die allmähliche Auflösung des Nationalstaates. Während in den ehemaligen Kolonialstaaten die 
innerethnischen Konflikte aus dem Erbe der Vergangenheit resultieren, sind sie in Deutschland durch 
fahrlässige Realitätsblindheit entstanden, die noch immer den Niedergang des Politischen markierte. 
Angesichts der historischen Herausforderungen, vor denen unser Land steht und des gleichzeitigen 
Niederganges des Politischen gewinnt Schillers Klage bestürzende Aktualität: „Ein großer Moment 
trifft auf ein schwaches Geschlecht“ (Peter Kunze, ehemaliger Redakteur der Süddeutschen Zeitung in 
Junge Freiheit vom 28.2.2008 - „Regieren gegen die Realität“) 

Das Szenario eines untergehenden Volkes beschrieb in provokanter Form der „Spiegel“ in seiner Titel¬ 
geschichte vom 4. Februar 2013. Vorne am Titel ein leerer und reparaturbedürftiger Kinderwagen in 
den deutschen Farben. Im Inneren des Heftes verraten dann verschiedene Autoren, warum sich in der 
Bundesrepublik „demografiepolitisch“ nichts bewegt: Der „Spiegel“ teilt mit, dass Angela Merkel vor 
vier Jahren die Demografie-Politik - also die Tatsache, dass in Deutschland 60 Prozent weniger Kinder 
geboren werden, als zu unserer Bestandserhaltung notwendig wären - zur Kanzlersache und zur 
absoluten Geheimsache erklärt hat. Zur Erinnerung: Der autochthone Jugendanteil der ein- bis 
achtzehnjährigen hat vor 40 Jahren noch rund 22 Millionen betragen. Im Jahr 2000 lag diese Zahl bei 
nur noch rund 12 Millionen. Im Jahr 2011 hatten wir gerade noch eine autochthone Jugend von rund 9 
Millionen. Tendenz fallend! 

Renate Schmidt (SPD) äußerte vor einigen Jahren auf die Frage, „Sterben die Deutschen aus?“, wie 
folgt: „Diese Frage stelle ich mir an allerletzter Stelle, weil dieses mir verhältnismäßig wurscht ist.“ 
Und die Psychoanalytikerin Margarete Mitscherlich im deutschen Fernsehen auf die gleiche Frage: 

• Deutschland verschwindet jeden Tag immer mehr, und das finde ich einfach großartig. 

• Jürgen Trittin, Die Grünen„Dass die Deutschen aussterben, kann man eigentlich nicht bedauern.“ 

• „Es geht nicht um Recht und Unrecht in der Einwanderungspolitik, uns geht es zuerst um die 
Zurückdrängung des deutschen Bevölkerungsanteiles in diesem Land.“ - Joschka Fischer , Bündnis 
90/Die Grünen 

• „Ihr habt nur die Chance, mit uns zu leben. Ein Leben ohne uns wird es für Euch nicht mehr geben. Die 
Ibrahims, Stefanos, Marios, Laylas und Sorayas sind deutsche Realität. Ihr werdet es nicht verhindern 
können, dass bald ein türkischstämmiger Richter über Euch das Urteil fällt, ein pakistanischer Arzt Eure 
Krankheit heilt, ein Tamile im Parlament mit verabschiedet ... Nicht Ihr werdet die Gesellschaft 
internationalisieren, modernisieren und humanisieren, sondern wir werden es tun - für Euch. Ihr seid 
bei diesem leidvollen Prozess lediglich Zaungäste, lästige Gaffer. Wir werden die deutsche Gesellschaft 
in Ost und West verändern. M. Walid Nahschbandi, Deutscher afghanischer Herkunft und 
Geschäftsführer der Fernsehproduktionsfirma AVE. 

Was also lässt sich über eine herrschende politische Klasse sagen, die den schleichenden Tod des 
eigenen Volkes zumindest billigend in Kauf nimmt, oder gar als Meilenstein des moralischen 
Fortschrittes feiert? Nun wäre das deutsche Volk, der deutsche Staat kein Einzelfall in der viel¬ 
tausendjährigen Geschichte der Menschheit - man frage Altertumsforscher, Geologen, Archäo¬ 
logen, Ethnologen.... Reiche kommen und gehen, die Ursachen für den Zerfall und den Untergang 
sind immer die gleichen. Wenn sich kein Widerstand mehr regt, dann sollten wir uns nicht 
täuschen: Nicht erst das jüngste Gericht, sondern bereits die nachfolgenden Generationen werden 
ein hartes Urteil über unser (politisches) Versagen fällen. 

Quo vadis, deutsches Volk? Quo vadis, Deutschland? 
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Die „Kriegsenkel“ melden sich zu Wort 

Als „Kriegsenkel“ bezeichnet man die Kinder der „Kriegskinder“. Letztere gehören den Jahrgängen 
1930 bis 1945 an und wurden Zeugen oft entsetzlichster Kriegsereignisse. Bei ihnen war es daher 
unmittelbar einsichtig, daß sie durch Kriegserlebnisse oft psychische Verletzungen davongetragen 
haben. Anders dagegen bei den Kriegsenkeln. Bei ihnen erkannte man erst relativ spät, daß sie trotz 
einer Kindheit in Freiheit, Frieden und Wohlstand auch mit den Problemen ihrer Eltern belastet sein 
können. Hervorzuheben ist, daß sich die psychischen Belastungen oft auch in körperlichen Leiden 
manifestieren. 

Ganz drastisch erlebte das die Buchautorin Sabine Bode, als sie 2004 nach Erscheinen ihres Werkes 
„Die verlorene Generation“ auf Lesereisen ging. 

Dieses Buch beschäftigte sich mit den Kriegskindern, die den Krieg selbst miterlebt, aber darüber 
meist geschwiegen hatten. Nach jeder Lesung erhielt Frau Bode unzählige Dankesbriefe, aber 
erstaunlicherweise nicht von den Kriegskindern, sondern von deren in Frieden und Wohlstand 
auf gewachsenen Kindern, also den Kriegsenkeln! Tenor dieser Zuschriften war: „Endlich kann ich 
das Wesen meiner Eltern besser verstehen! Und warum schreiben Sie nicht einmal auch über uns?“ 
Frau Bode hatte nicht vor, ein solches Buch zu schreiben, organisierte aber ein Seminar mit dem 
Thema „Was die Eltern Weitergaben“. Die Teilnehmer beschlossen danach, sich weiterhin als 
Gruppe zu treffen, und aus einer Gruppe wurden schließlich siebzehn (17!). Gegründet wurde ein 
Verein „Kriegsenkel e.V.“ und über Facebook und über ein „Forum Kriegsenkel“ fand eine weitere 
Vernetzung statt. Schließlich schrieb Frau Bode im Jahre 2009 doch noch das Buch „Kriegsenkel“, 
das zur Zeit in 10. Auflage auf dem Buchmarkt ist! 

Nicht nur ein umsatzsteigerndes Geschäftsmodell! 

Diese Zahlen bestätigen, daß wir es hier nicht nur mit einem neuen Geschäftsmodell geschäfts¬ 
tüchtiger Psychiater zu tun haben. Unbehandelte Traumata und bisweilen ihre psychosomatischen 
Folgen scheinen in der Tat an die nächste Generation weitergeben zu werden. Wissenschaftlich 
untersuchte das im Jahre 2009 schon Michael Ermann, Abteilungsleiter an der Psychiatrischen 
Universitätsklinik München: Kinder kopieren 

unbewusst das Verhalten ihrer Eltern. Diese 
versuchten als Kriegskinder das Unschöne in ihrem 
Leben durch Strebsamkeit, Härte gegen sich selbst und 
Inszenierung einer heilen Welt zu kompensieren. Die 
Stadt Frankfurt zog daraus die Konsequenzen und lädt 
neuerdings auch die Enkel vertriebener Frankfurter 
Juden zu Besuchen ein (sh. FAZ, 25.6.2013, S. 36). 

Ein wichtiger therapeutischer Schritt ist dabei, der 
Erlebnisgeneration die Zunge zu lösen. Leider fehlt im 
Umfeld, oft in der eigenen Familie, die nötige Geduld 
zum Zuhören. Im schlimmsten Fall heißt es dann 
vielleicht sogar: „Das habt Ihr Euch selbst 

zuzuschreiben, weil.“ 

Aus soziologischer Sicht 

Soziologen wundern sich bisweilen, wieso jede 
Gesellschaft genau den sozialen Charakter entwickelt, 
den sie zum Überleben braucht. Man vermutet, daß 
schon bei der Kindererziehung unbewusst das jeweils 
geeignete Verhaltenschema vermittelt wird. Könnten 
die zwischen Kriegskindern und Kriegsenkeln beobachteten Transfers nicht damit 
Zusammenhängen? Dann wären vielleicht auch die unterschiedlichen Volkscharaktere erklärbar. 
Völker, die über Jahrhunderte nur Niederlagen und Not erlebt haben, können nicht sorglos und 
unbeschwert in den Tag hineinleben. Sie müssen andere Eigenschaften herausbilden, wenn sie im 
Lebenskampf bestehen wollen. (F. Volk) 


Blick in die Geschichte 

Die Menschheit hat sich schon immer mit den 
Folgen elementarer Gewalterfahrung beschäftigt. 
Die Ilias zeigt ein frühes Problembewusstsein für 
die durch Kriege hervorgerufenen Deformationen. 
Nach dem Dreißigjährigen Kriege schreibt sich 
Christoffel von Grimmelshausen seine Erlebnisse 
von der Seele. Erst kürzlich stieß die kanadische 
Historikerin Maren Lorenz auf Akten der schwe¬ 
dischen Militärgerichtsbarkeit im Dreißigjährigen 
Krieg, die einen guten Zugang zu individuellem 
Gewalterleben eröffneten. Auch in gerichtsmedi¬ 
zinischen Fallsammlungen aus dem Umfeld des 
Großen Nordischen Krieges (1700-1721) und des 
Siebenjährigen Krieges fand sie zahlreiche Selbst¬ 
zeugnisse, die von traumatisierenden Ereignissen 
berichten, die von den Betroffenen für dauerhafte 
„Störung“ oder „Schwächung der Seelenkräfte“ 
verantwortlich gemacht werden. Diese Störungen 
führten bisweilen zu Mord oder Selbstmord. 

(Vgl. Tiefe Wunden, Hrsg. U. Bielefeld u.a., Hambg 2012) 
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Das NSDAP-Mitglied Hans-D.Genscher 

Es war ein beliebtes Spiel, den BdV als ns-belastet darzustellen. Wie heuchlerisch das war, zeigte sich 
kürzlich wieder bei Hans Dietrich Genscher. 

Genscher war als junger Mann Mitglied der NSDAP geworden, was man aus der Zeit heraus verstehen 
kann, denn ihm war noch das Unrecht von Versailles bewusst und er erlebte täglich den erbar¬ 
mungslosen Bombenkrieg gegen die deutsche Zivilbevölkerung. Doch diesen Bonus hat er in seinem 
späteren Amt als Außenminister und Vizekanzler weitgehend verspielt, und zwar deswegen: 

Die USA wären schon 1967 bereit gewesen, die im Berlin Document Center (BDC) 
lagernde NS-Mitgliederkartei zurückzugeben. Von 1969 bis 1992 standen aber mit 
Walter Scheel und Hans-Dietrich Genscher gleich zwei ehemalige NSDAP- 
Mitglieder an der Spitze des Außenamtes, die daran offenbar kein gesteigertes 
Interesse hatten. Als dann die „Grünen“ 1989 im Bundestag per Parlamentsbeschluß 
die Rückholung der Kartei forderten, „krönte“ Genscher sein zwielichtiges Spiel mit 
einer weiteren Kabale. Er schickte eine Delegation nach Washington, die die 
Rückgabe fordern sollte, aber nur zum Schein, denn gleichzeitig bat er die USA 
insgeheim, deren Forderung abzulehnen! Das geht aus vertraulichen Depeschen und „Memos“ hervor! 
So konnte die Übergabe um weitere fünf Jahre, bis 1994, hinauszögert werden. 

Genscher schied 1992 überstürzt aus dem Amt. Über die Gründe wurde viel gemunkelt. Immerhin 
hatte er es bis dahin geschafft, die Existenz seiner NS-Mitgliedskarte zu verbergen. Ihm selbst war ihr 
Vorhandensein seit den frühen siebziger Jahren bekannt. Seine Ausrede, ohne sein Wissen zum 
Parteimitglied gemacht worden zu sein, hält der für die Recherche verantwortliche Spiegel-Journalist 
Malte Herwig für absolut unplausibel Genschers Mitgliedskarte trug die Nummer 10.123.636 und 
war übrigens mittlerweile, wie die anderer deutscher Spitzenpolitiker, im Safe des amerikanischen 
BDC-Direktors verschwunden. 

Viele staunen, wie gelassen die Öffentlichkeit die NS-Mitgliedschaft Genschers hinnimmt, denn 
Genscher könnte deswegen ja erpressbar gewesen sein. Das würde besonders die Vertriebenen inter¬ 
essieren, denn zu deren Lasten ging ja vieles, was Genscher entschied. (Spiegel, 6.5.2013, S. 16). 



Die deutsche Wehrmacht in Russland 

Darf man die deutsche Wehrmacht in Rußland mit einem „ wandernden Schlachthaus “ vergleichen? 
Jan Philipp Reemtsma versuchte das zwar 1995 mit seiner sog. Wehrmachtsausstellung, doch mußte er 
diese wegen krasser Fehler bald zurückziehen. Nicht daß der Krieg wie ein Pfadfindertreffen ablief, 
aber der deutschen Wehrmacht generell Sadismus und reine Mordlust zu unterstellen, ist nicht haltbar. 
Dafür spricht erneut ein 2010 in Moskau erschienenes Buch mit dem Titel „Besetzte Kindheit“. Es 
enthält Berichte von vier Personen, die den Zweiten Weltkrieg als Kinder in dem von den Deutschen 
besetzten Teil Russlands erlebt haben. Sie erinnern sich an kein Schlachthaus, sondern an die Gut¬ 
mütigkeit und sogar Höflichkeit der deutschen Soldaten, die gern mit Medikamenten aushalfen oder 
Süßigkeiten und Geschenke verteilten. 

Im Gegensatz dazu war das Verhältnis der russischen Landbewohner zu den Partisanen angespannt, 
denn abgesehen davon, daß sie die einfachen Bauern ungeniert beraubten, hatten ihre Attentate meist 
deutsche Repressalien zur Folge. Die Dorfbewohner hielten auch wenig vom Kommunismus, der 
ihnen die Kollektivierung der Landwirtschaft, das Verbot, Pferde zu halten, und die Unterdrückung 
der Religion gebracht hatte. Gerade das religiöse Leben blühte unter der deutschen Besatzung sichtlich 
auf. 

Sowjetmenschen, die die deutsche Besatzung erlebt hatten, waren später in der Lage, die Klischees der 
Sowjetpropaganda zu durchschauen. Sie wussten, was sie vom offiziellen Bild des (deutschen) 
„Okkupanten“ und vom „Heldentum“ der (sowjetischen) Partisanen zu halten hatten. Daher enthielt 
sogar noch in der Zeit Gorbatschows jeder Fragebogen in der Sowjetunion die Frage, ob der 
Antragsteller oder seine Verwandten (!) jemals ihren Wohnsitz im besetzten Gebiet hatten! 

Quelle: Nicolai L.Pobol / Pavel.M Poljan, Okkupirovannoe detsvo (Besetzte Kindheit), Moskau 2010, 381 S. 
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Eine schlaflose Nacht für Thomas G.Masaryk 

Nach Gründung des tschechoslowakischen Staates galt bei den neuen Machthabern die Beseitigung 
der im Sudetenland sehr zahlreich vorhandenen Josef II.-Denkmäler als eine der vornehmsten 
revolutionären Taten, denn Josef II. galt bei ihnen als Unterdrücker der tschechischen Sprache. 

Diese Meinung äußerte auch Jan Masaryk, der Sohn des ersten Präsidenten, 
während eines Besuches bei Fürst Clary-Aldringen in Teplitz. Dieser legte ihm 
jedoch sofort ein in rotes Leder gebundenes Buch vor, dessen Deckel wie 
Rückseite vollkommen gleich aussahen. Auf beiden Seiten prangte der in Gold 
geprägte böhmische Löwe, und man konnte das Buch von beiden Seiten öffnen. 
Es enthielt den Bericht Kaiser Josefs II. über den böhmischen Staatshaushalt 
eines seiner Regierungsjahre (1780-1790), und der einzige Unterschied war, daß 
man ihn von der einen Seite auf deutsch und von der anderen auf Tschechisch 
Volkskaiser Joseph II lesen konnte. Keine der beiden Seiten wurde bevorzugt, und es herrschte völlige 
Gleichheit. Das machte Jan Masaryk verlegen, und er bat den Fürsten, das Buch seinem Vater zeigen 
zu dürfen. Als er es wieder zurückbrachte, sagte er: „Sie haben meinem Vater eine schlaflose Nacht 
bereitet, er ahnte nicht, daß so verwaltet wurde. “ 

Wie sehr Masaryk und seine denkmalstürzenden Zeitgenossen irrten, geht auch aus tschechischen 
Quellen selbst hervor. So preist der tschechische Custos der k.k. Universitätsbibliothek Brünn, Johann 
Alois Hanke, im Jahre 1782 die Verdienste des „Volkskaisers“ um die Wiederherstellung der böhmi¬ 
schen Sprache und Literatur. „Laut, so laut als möglich erschalle die Nachricht .... daß Joseph der 
zweyte, römischer Kaiser, .... ein Gönner der slavischen Sprache sey.“ Und Hanke berichtet weiter: 
Als der Kaiser 1781 die Ritterakademie in Brünn besuchte, wollte er wissen, welche Sprachen die 
„Kavaliers“ lernten. Man antwortete „Franz-Welsch und Englisch“. Darauf der Kaiser: „Warum 
nicht Böhmisch? Ich habe ja mehr böhmische Untertanen als französische und englische!“ 

Wieder einmal zeigt sich, daß Vorurteile und Verleumdungen besonders verbreitet sind, wenn es um 
die gerechte Beurteilung deutschen Handels geht. (F.V.) 

Quellenangaben : Alfons Clary-Aldringen, Geschichten eines alten Österreichers , Ullstein 1982, S. 126; 

Johann Alois Hanke, Empfehlung der böhmischen Sprache und Litteratur, nebst einem Versuch über die leichteste und 
nützlichste Lehrart der beiden Gegenstände“, o.0.1782, zitiert nach Dr. G.G., Joseph II und die tschechische Sprache , in: 
Sudetendeutsche Monatshefte, Jg. 1936, S. 196 ff. 



Interessantes in Kürzel 

01. Frauen aus Äthiopien erhielten bei ihrer Einwanderung nach Israel Spritzen mit dem Empfängnis¬ 
verhütungsmittel Depo Provera , um den Anteil der schwarzen Bevölkerung gering zu halten. Die 
Betroffenen beschuldigen die Gesundheitsbehörden des Rassismus (Internet). 

02. Der Mathematiker Harald A. Helfgott aus Peru (jetzt Paris) bewies im Mai 2013 die 1742 geäußer¬ 
te „Schwache Goldbachsche Vermutung “, wonach jede Zahl größer als 5 die Summe dreier Prim¬ 
zahlen ist. Helfgotts Rechner mußte dafür 40.000 Stunden arbeiten (FAZ, 12.6.13). 

03. Eine interessante Feststellung traf das Bundesverfassungsgericht am 21.10.1953: „Deutscher ist, 
wer sich zum deutschen Volkstum bekennt, sofern dieses Bekenntnis durch Merkmale wie Abstam¬ 
mung, Sprache, Erziehung und Kultur bestätigt wird. “ 

04. Am 31. Oktober 1990 stellte das Bundesverfassungsgericht fest: „Es trifft nicht zu, daß wegen der 
erheblichen Zunahme des Anteils der Ausländer an der Gesamtbevölkerung des Bundesgebietes der 
verfassungsrechtliche Begriff des Volkes einen Bedeutungswandel erfahren hat. “ 

05. Bei der Vernichtung des Dorfes Lidice sollen 88 der 105 Kinder getötet worden sein. 1997 fanden 
aber Kerstin Schicha und Frank Metzing, zwei Berliner Studenten, Anhaltspunkte dafür, daß diese 
Kinder möglicherweise adoptiert wurden. Merkwürdigerweise wird nirgends etwas über den Fortgang 
der Recherche berichtet (sh. Internet <Kerstin Schicha Linkedln>). 
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06. Als sich im Zweiten Weltkrieg der Sieg Deutschlands über Frankreich abzeichnete, wurde Spanien 
durch Bestechung hoher Beamter und Militärs auf Neutralitätskurs gehalten. Das Geld kam aus 
Großbritannien und floß ab dem 4. Juni 1940 ( www.guardian.co.uk) . 

07. Dr.Alfred Schickei aus Aussig, feierte im Juni seinen 80. Geburtstag. 1981 gründete er zusammen 
mit den Historikern Hellmut Diwald und Alfred Seidl die Zeitgeschichtliche Forschungsstelle Ingol¬ 
stadt (ZFI), die sich seither erfolgreich der zeitgeistfreien historischen Forschung widmet. 

08. Josef Körbel, Vater von Madieine Albright, meinte, daß die Vertreibung gelegentlich mit über¬ 
mäßiger Grausamkeit einherging, die kein anständiger Mensch verzeihen kann. Nach dem Kriege 
lehnten „nicht wenige “ Tschechen die Rückkehr der Juden ab, weil sie ihnen „zumindest teilweise“ die 
Schuld am Kriege gaben (Madelein Albright, „Winter in Prag“). 

09. Die Ackermanngemeinde unterhält in Prag, eng angelehnt an die tschechische Katholische Kirche, 
ein Büro. Assoziiert ist der Verband der tschechischen „Ackermänner“ (SdZ, 26.4.13). 

10. Die Kirche Böhmens und Mährens feiert in diesem Jahr den 1150. Jahrestag der Ankunft der 
beiden Slawenapostel Cyrill und Method im Großmährischen Reich. Die Ackermanngemeinde der 
Diözese Limburg lud deshalb am 8.6.2013 zu einer Vortrags Veranstaltung nach Frankfurt ein. 

11. Stoff zum Nachdenken bietet Art. 79,1 unseres Grundgesetzes (Fassung vom 11.7.2012): Er trifft 
Vorsorge für eine „Friedensregelung“ und für den „Abbau einer besatzungsrechtlichen Ordnung“. 

12. Die Klimaerwärmung macht seit 15 Jahren eine Pause. Wenn sich dieser Trend weitere fünf Jahre 
fortsetzt, möchte der Klimaforscher Hans von Storch die gängigen Klimamodelle korrigieren, Von 
möglichen Folgen für die Energiepolitik war nicht die Rede (Spiegel, 17.6.2013, S.108 ff.). 

13. Während des Elbe-Hochwassers forderte eine „Germanophobe-Flut-Brigade“ die Zerstörung 
weiterer Deiche, damit „Deutschland leidet“ Der linksextremistische Aufruf erschien auf der Internet¬ 
plattform „Indymedia“, die schon von der Bundeszentrale für politische Bildung geehrt wurde. 

14. Die pädophile Vergangenheit einiger Grüner (Volker Beck, Cohn-Bendit) soll in einem 209.000 
Euro teuren Gutachten der Uni Göttingen aufgearbeitet werden. Fertigstellung: „Nach der Wahl“. 

15. Wie „Die Welt“ am 30.6.2013 meldete, kam es am Vortag in Budweis zu Demonstrationen gegen 
die Roma-Bevölkerung. Man hörte Rufe wie „Zigeuner ins Gas“ und sah Neonazis, die von 
„anständigen“ Tschechen beklatscht wurden. Solche Vorfälle gab es zuletzt auch in Dux (Internet). 

16. Bis 2020 sollen 300 (von 3.400) Tonnen der deutschen Goldreserve nach Deutschland gebracht 
werden. Die lange Frist deutete darauf hin, daß das Gold erst unauffällig zusammengekauft werden 
muß, weil es „abhanden gekommen“ ist. William Kaye, Hedgefondsmanager und früherer Angestellter 
bei Goldman-Sachs, gibt an, das Gold sei an seine frühere Bank und an die die Bank JP Morgan „ver¬ 
liehen“ und von diesen an China verkauft worden (Ostpreußenblatt, 20.Jui 2013, S.l). 

17. Das Büro von Mario Draghi befindet sich im 36. Stock der EZB. Addiert man alle Zahlen von 
1-36 erhält man die Zahl 666. 

18. Der Deutsche Bundestag lehnte am 28.6.2013 mit den Stimmen von CDU/FDP erneut ein Anti- 
korruptionsgesetz ab. Bestechliche Abgeordneten müssen auch künftig keine Strafe fürchten. Auch die 
UN-Konvention gegen Abgeordnetenbestechung von 2003 wurde nicht ratifiziert (Wikipedia). 


Eurokrise und eine Nacht- und Nebelaktion des Bundestages 

Von Beatrix von Storch, Frontenhausen 

Am 13. Juni 2013 - um 22.00 Uhr (!) - hat der Deutsche Bundestag einer Europäischen Banken¬ 
aufsicht zugestimmt. Am 5. Juli 2013 stimmte auch der Bundesrat zu. 

Das klingt positiv, dient aber nur als Feigenblatt, denn fortan 
rettet der Eurorettungsschirm ESM (^Europäischer Stabilitäts¬ 
mechanismus) nicht mehr nur die insolventen Staaten, 
sondern auch —— die insolventen Banken! 

Der ESM hat ein Rettungsvolumen von 500 Mrd. Euro. Die 
Banken der sechs schlimmsten Krisenländer haben Schulden von 
9.400 Milliarden Euro (= 9,4 Billionen), also 20 mal mehr, als der 
Rettungsschirm hergibt oder 30 mal unser gesamter 
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Bundeshaushalt 2012. Dafür steht künftig der ESM gerade - also der Steuerzahler, denn es wäre eine 
Illusion, wenn man glaubte, der Bundestag würde eine Erhöhung des ESM mit deutschen Steuer¬ 
mitteln ablehnen, wenn „die Märkte" rufen. 

Und wer übt die Bankenaufsicht aus? Dafür ist nicht etwa die Bundesanstalt für Finanzdienst¬ 
leistungsaufsicht (BAFin) zuständig, sondern die EZB! Und dort hat jedes Land eine Stimme, Zypern 
eine, Griechenland eine, Deutschland eine, und da wird mit einfacher Mehrheit entschieden, ob 
beispielsweise eine spanische Bank vom deutschen Steuerzahler (mit-) gerettet wird oder nicht. 

Die Haftungsrisiken waren schon vor der Ausweitung des ESM unkalkulierbar und unbezahlbar. Nun 
ist das Risiko weiter unverantwortlich gestiegen, um ca. 10.000 Milliarden (=10 Billionen)! 

Anm.: In seinem 1925 erschienenem Buch „Praktischer Idealismus“ schrieb Richard Coudenhove- 
Kalergi 1925: „Demokratie ist heute die Fassade der Plutokratie u . Hat er etwas geahnt? 


lOOJahre Völkerschlachtdenkmal 

Im Oktober 2013 jährt sich zum 200.Male die Völkerschlacht bei Leipzig. Vor genau 100 Jahren 
wurde dort das Völkerschlachtdenkmal fertiggestellt. Viel zu wenig bekannt ist, daß der dafür maß¬ 
gebliche Künstler unser Landsmann Franz Metzner aus Wscherau im Kreis Mies ist. Metzner wurde 
am 18. November 1870 geboren und absolvierte eine Steinmetzlehre in Pilsen. Sein Meister hätte ihn 
gerne weiterbeschäftigt, doch den jungen Mann zog es in die Ferne. Nach Jahren in Sachsen und im 

Rheinland begab er sich 1894 nach Berlin. Dort befaßte er sich 
mit Entwürfen für Schmuck und für die Porzellan-manufaktur. Im 
Jahre 1900 beteiligte er sich mit 37 Mustern an der Pariser 
Weltausstellung und gewann Preise. Die Kunstwelt war auf ihn 
aufmerksam geworden. Doch sein Streben gehörte der 
Monumentalkunst. So beteiligte er sich mit wechselndem Erfolg 
an Ausschreibungen für Denkmäler und wandte sich schließlich 
der Kunstszene in Wien zu. Auch dort machte er sich einen 
Namen, was ihm letztlich eine Professur an der Kunstgewerbe¬ 
schule einbrachte. Metzner hatte inzwischen in Berlin geheiratet 
und übersiedelte mit Frau und Sohn Rolf nach Wien. Es 
entstanden zahlreiche bekannte Skulpturen, bis er 1905 zum 
Bildhauer des Völkerschlachtdenkmals berufen wurde. Metzners 
Honorar dafür betrug 100.000 Goldmark. Er wechselte von Wien wieder zurück nach Berlin und baute 
ein Wohnhaus mit Atelier. 

Sein monumentalistischer Stil war allerdings nicht nach Kaiser Wilhelms II. Geschmack. So blieb 
Metzner bei der Enthüllungsfeier des Denkmals ohne besondere Würdigung. Nicht einmal den bei 
solchen Anlässen üblichen Orden erhielt er. Des Kaisers Distanz zu Metzner trug sicherlich auch dazu 
bei, daß der sudetendeutsche Bildhauer weitgehend in Vergessenheit geraten ist. Dennoch hat er den 
Charakter des Denkmals entscheidend geprägt. 

Der Witikobund wird Metzner bei der bevorstehenden Jahresversammlung in Hassfurt mit einem 
Lichtbildervortrag gebührend ehren. 



Gedenkmünze aus 1913 


S)m Mistmihm ist wie ein 3lepa>itm, dm üftmatl dmt nicht dahei wwt, wa etwas passimt ist . 

(G. B. Shaw, irischer Dramatiker, 1856-1950) 


Jnunm wenn man die Meinung, dm Mehrheit teiit, ist es Zeit, sich zu (besinnen. 

(Mark Twain) 
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